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Liebe Leserinnen und Leser,

„Nichts ist so beständig wie der Wandel.“ Dieses Zitat stammt vom griechischen Philo- 
sophen Heraklit von Ephesus und ist heute aktueller denn je. Nicht nur die geopoliti-
schen Veränderungen, wie der Ressourcenverbrauch, das rasant steigende Bevölke-
rungswachstum und die wirtschaftliche Entwicklung, sondern insbesondere der sich 
dramatisch veränderte Klimawandel, erhöhen den Druck auf die Industriestaaten und 
zwingen sie zu massiven Reformen und zum Umdenken. 

Auch Deutschland, als die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt, kann sich diesem Druck 
nicht mehr entziehen. Vor dem Hintergrund, einer schwächelnden Weltwirtschaft und 
eigener innerpolitischen Probleme, wie z.B. dem demographischen Wandel, dem Fach- 
kräftemangel, der Digitalisierung und der Überbürokratisierung, muss sich Deutschland 
sprichwörtlich neu erfinden. Nur so kann auch für die folgenden Generationen das 
aktuelle Wohlstandsniveau gehalten werden. 

Ein zuverlässiges Heilmittel gegen einen drohenden Wirtschaftsabschwung waren  
und sind Steuerreformen. Und so verwundert es nicht, dass die Bundesregierung am  
30. August den Entwurf für das „Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investi-
tionen, und Innovationen sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness“ (kurz: 
Wachstumschancengesetz) beschlossen und auf den Weg gebracht hat. 

Der Regierungsentwurf enthält eine Reihe von Maßnahmen, die das Ziel haben,

–Impulse für mehr Wachstum, Investitionen und Innovationen zu setzen,
– Steuervereinfachungen für kleine und mittlere Unternehmen zu erreichen und 
– unerwünschte Steuergestaltungen aufzudecken und abzustellen.

Ob dieser Regierungsentwurf in der vorliegenden Fassung vom Bundestag verabschiedet 
und der Bundesrat dem zustimmen wird, darf an dieser Stelle bezweifelt werden. Die 
angestrebte Entlastung von über EUR 32 Mrd. soll nämlich zu mehr als der Hälfte von 
den Bundesländern getragen werden. 

Es ist somit davon auszugehen, dass der derzeitige Entwurf noch einmal überarbeitet 
und anschließend der Bund den überwiegenden Teil der durch das Gesetz entstehenden 
Kosten sowie Steuerausfälle übernehmen wird. Allerdings bleibt dann abzuwarten, ob 
die mit dem Gesetz geplanten Wachstums-, Investitions- und Innovationsimpulse erzielt 
werden können. 

In Anbetracht der großen Herausforderungen, vor denen unsere Gesellschaft und unsere 
Wirtschaft steht, kann die jetzt diskutierte Steuerreform nur ein erster Schritt sein.  

Über den weiteren Fortgang der Beschlussfassungen werden wir Sie selbstverständlich 
informieren. Nach endgültiger Verabschiedung des Wachstumschancengesetzes  
können Sie uns gerne ansprechen.  

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Bw. Torsten Strandt 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Prokurist bei DORNBACH
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.10.20232 13.10.2023 10.10.2023

 11.12.2023 14.12.2023 11.12.2023

 11.12.2023 14.12.2023 11.12.2023

 10.10.20234 13.10.2023 10.10.2023

 15.11.20234 20.11.2023 15.11.2023

                                                             Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 27.10.2023 entfällt entfällt

  Termine Oktober 2023 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 27.10.2023, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten.  
Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Wachstumschancengesetz  

Die Bundesregierung hat am 30.8.2023 
den Entwurf eines „Gesetzes zur Stärkung 
von Wachstumschancen, Investitionen und 
Innovation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness (Wachstumschancengesetz)“ 
beschlossen. Mit dem Gesetz soll die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandor-
tes Deutschland gestärkt, das Steuerrecht 
modernisiert und vereinfacht sowie die 
Steuerfairness verbessert werden.

Folgende Maßnahmen sind geplant:

•  Einführung einer Investitionsprämie zur 
Beförderung der Transformation der 
Wirtschaft in Richtung insbesondere von 
mehr Klimaschutz,

•  befristete Wiedereinführung der degres- 
siven AfA für bewegliche Wirtschaftsgü-
ter (neu eingefügt mit Regierungsent-
wurf ),

•  befristete Einführung einer degressiven 
AfA für Wohngebäude (neu eingefügt mit 
Regierungsentwurf ),

•  Stärkung der steuerlichen Forschungs-
förderung,

•  Verbesserung des steuerlichen Verlust- 
abzugs,

•  Anhebung der GWG-Grenze auf 1.000 € 
und Verbesserung der Sonderabschrei-
bung nach § 7g EStG für mehr Liquidität 
bei KMU,

•  Verbesserungen bei den Abschreibungs-
möglichkeiten des Sammelpostens  
(§ 6 Absatz 2a EStG) für Zwecke des 
Bürokratieabbaus,

•  Änderungen bei der Thesaurierungsbe-
günstigung (§ 34a EStG) und

•  Steigerung der Attraktivität der Option 
zur Körperschaftsbesteuerung nach  
§ 1a KStG.

Das Steuersystem soll weiter vereinfacht 
werden, u. a. durch

•  Vereinfachung des Meldeverfahren für 
Kassen,

•  Erhöhung der Nichtaufgriffsgrenze in  
§ 20 Abs 7 ErbStG von 600 € auf 5.000 €,

•  Beseitigung der Schriftformerfordernis 

an verschiedenen Stellen des Riester-
Verfahrens durch Ermöglichung der 
elektronischen Datenübermittlung,

•  Anhebung der Grenzen für die Buchfüh-
rungspflicht bestimmter Steuerpflich-
tiger (§ 241a HGB, § 141 AO) sowie der 
Aufbewahrungspflicht bei Überschuss-
einkünften (§ 147a AO),

•  Anhebung der Grenze für die umsatz-
steuerliche Ist-Besteuerung (Möglich-
keit der Berechnung der Steuer nach 
vereinnahmten statt vereinbarten 
Entgelten) nach § 20 Satz 1 Nr. 1 UStG 
von 600.000 € auf 800.000 €,

•  Anhebung der Freigrenze i.S. des  
§ 23 Absatz 3 Satz 5 EStG von aktuell 
600 € auf 1.000 €,

•  Vereinfachung der Berechnung der Lohn-
steuer im Zusammenhang mit tarifermä-
ßigt zu besteuerndem Arbeitslohn,

•  Befreiung von Kleinunternehmern von 
umsatzsteuerlichen Erklärungspflichten,

•  Erhöhung der Freigrenze für den 
Quellensteuereinbehalt (§ 50c Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 EStG),

•  Vorantreiben der Digitalisierung des 
Spendenverfahrens durch Anpassung 
des Zuwendungsempfängerregisters,

•  Einführung einer Freigrenze für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung 
sowie

•  Erhöhung des Schwellenwerts zur 
Befreiung von der Abgabe von viertel-
jährlichen USt-Voranmeldungen von 
1.000 € auf 2.000 €.

Das Steuerrecht soll u.a. durch folgende 
Maßnahmen modernisiert werden:

•  Anpassung der Besteuerung von Renten 
aus der Basisversorgung,

•  Anpassung der AO und andere Steuerge-
setze an das MoPeG,

•  Erweiterung der Vereinfachungsrege-
lung zur Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers.

Die Steuerfairness soll gefördert werden, 
indem u. a.

•  die Pflicht zur Mitteilung von grenz-
überschreitenden Steuergestaltungen 

auf nationale Steuergestaltungen ausge-
weitet wird,

•  Steuergestaltungen bei Investment-
fonds (Immobilienveräußerungsgewinne 
und Freistellung Vermietungseinkünfte 
ohne steuerliche Vorbelastung) verhin-
dert werden,

•  eine gesetzliche Regelung zur verpflich-
tenden Verwendung von elektronischen 
Rechnungen eingeführt wird,

•  die Zinsschranke an die EU-Anti-Steuer-
vermeidungsrichtlinie angepasst wird und

•  eine Zinshöhenschranke eingeführt wird.

  Keine Regelverschonung bei   
  vorherigem Antrag auf Options-   
  verschonung  

Bereits mit Urteil vom 27. Oktober 2022 
(Az. 3 K 3624/20 Erb) hat der 3. Senat des 
Finanzgerichts Münster entschieden, dass 
die Regelverschonung für durch Schen-
kung erworbenes Betriebsvermögen nicht 
in Anspruch genommen werden kann, wenn 
zuvor die Optionsverschonung beantragt 
wurde, deren Voraussetzungen aber tat- 
sächlich nicht vorliegen.

Der Kläger schloss mit seinem Vater einen 
Übergabevertrag, mit dem der Vater auf 
den Kläger eine OHG-Beteiligung im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge sowie 
Grundbesitz (teils zur Befriedigung des 
Pflichtteilsanspruchs nach der vorverstor-
benen Mutter und im Übrigen als unent-
geltliche Zuwendung) übertrug.

In seiner Schenkungsteuererklärung bean- 
tragte der Kläger für den gesamten Erwerb 
des begünstigten Vermögens die Options-
verschonung nach § 13a Abs. 10 ErbStG. 
Nach den weiteren Angaben in der Erklä- 
rung machte das Verwaltungsvermögen 
der OHG 90 % oder mehr aus. Das 
Betriebsfinanzamt stellte den Wert des 
Anteils am Betriebsvermögen der OHG 
sowie die Summe der gemeinen Werte des 
Verwaltungsvermögens gesondert und 
einheitlich fest, wobei das Verwaltungsver-
mögen mehr als 70 % des Betriebsvermö-
gens ausmachte. Das Grundstück bewertete 
es als Betrieb der Land- und Forstwirtschaft.
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Das für die Schenkungsteuer zuständige 
und vorliegend beklagte Finanzamt setzte 
daraufhin gegenüber dem Kläger Schen-
kungsteuer fest, wobei es für das land- 
und forstwirtschaftliche Vermögen eine 
Begünstigung nach § 13a ErbStG berück-
sichtigte, für den OHG-Anteil jedoch nicht. 
Die Optionsverschonung sei insoweit nicht 
zu gewähren, weil die Verwaltungsvermö-
gensquote von 20 % überschritten sei. Da 
der Antrag auf Optionsverschonung unwider-
ruflich sei, komme auch die Regelverscho-
nung nicht in Betracht.

Hiergegen legte der Kläger Einspruch ein 
und nahm seinen Antrag auf Optionsver-
schonung, den er versehentlich gestellt 
habe, zurück und begehrte die Regelver-
schonung. Das Finanzamt setzte die Steuer 
auf 0 Euro herab, weil es einen zusätzlichen 
persönlichen Freibetrag wegen Abzugs des 
Pflichtteils nach der Mutter des Klägers 
gewährte. Daraufhin verwarf es den Ein- 
spruch mangels Beschwer als unzulässig.

Mit seiner hiergegen erhobenen Klage 
machte der Kläger weiterhin die Regelver-
schonung geltend, um den persönlichen 
Freibetrag für zukünftige Übertragungen 
bzw. im Erbfall nutzen zu können. Er sei 
bei der Antragstellung irrtümlich davon 
ausgegangen, dass das Grundstück kein 
begünstigtes Betriebsvermögen darstelle.

Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster 
hat die Klage zwar als zulässig erachtet, 
aber als unbegründet abgewiesen. Dass 
sich die Klage gegen einen Nullbescheid 
richte, stehe ihrer Zulässigkeit nicht ent- 
gegen, denn der Kläger habe im Hinblick 
auf zukünftige Erwerbe ein erhebliches 
rechtliches Interesse daran zu wissen, ob 
für die Schenkung des OHG-Anteils eine 
Vergünstigung nach § 13a ErbStG zu 
gewähren ist.

Diese Vergünstigung habe das Finanzamt 
jedoch zutreffend nicht gewährt. Die Options-
verschonung nach § 13a Abs. 10 ErbStG 
scheitere an der überschrittenen Verwal-
tungsvermögensquote von 20 %. Die 
Regelverschonung sei dem Kläger nicht zu 

gewähren, weil er in der Schenkungsteuer-
erklärung wirksam und unwiderruflich die 
Optionsverschonung beantragt habe. 
Dieser Antrag bewirke, dass einzelne für 
die Regelverschonung geltende Tatbe-
standsmerkmale durch andere ersetzt 
würden. Die Optionserklärung betreffe 
ausdrücklich den gesamten Erwerb des 
begünstigten Vermögens. Der etwaige 
Irrtum des Klägers über die Qualifizierung 
des Grundstücks als land- und forstwirt-
schaftliches Betriebsvermögen betreffe die 
OHG-Beteiligung nicht, da die Option für 
jede wirtschaftliche Einheit gesondert 
abgegeben werden könne.

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde des 
Klägers hat der Bundesfinanzhof mit Be- 
schluss vom 12. Juli 2023 (Az. II B 95/22) 
die Revision zugelassen. Diese ist dort 
unter dem Az. II R 19/23 anhängig.

  Aufteilung der Anschaffungskosten  
  im Fall von Bondstripping bei  
  im Privatvermögen gehaltenen   
  Bundesanleihen  

Der Erwerber einer deutschen Bundesan-
leihe erteilte noch am Tag des Kaufs der 
depotführenden Bank den Auftrag, die 
Zinsscheine vom Anleihemantel zu trennen 
(sog. Bondstripping). Einige Tage später 
verkaufte er die Zinsscheine und erzielte 
einen Gewinn. Noch einige Tage später 
verkaufte er das Stammrecht an die GmbH, 
deren Anteile er zu 50 % hielt. In der Ein- 
kommensteuererklärung erklärte er den 
Erlös aus dem Verkauf der Zinsscheine als 
inländischen Gewinn aus der Veräußerung 
von Kapitalanlagen i. S. von § 20 Abs. 2 
EStG. Aus dem Verkauf des Anleihemantels 
erklärte er einen Veräußerungsverlust. 
Dabei zog er vom Veräußerungspreis die 
gesamten Anschaffungskosten der Bundes-
anleihe ab. Das beklagte Finanzamt teilte 
die Anschaffungskosten auf den Anleihe-
mantel (Stammrecht) und die Zinsscheine 
auf. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab 
dem Finanzamt Recht. Sowohl die isolierte 
Veräußerung der Zinsscheine als auch die 

Veräußerung des Anleihemantels hätten  
zu Einkünften aus Kapitalvermögen 
geführt. Da der für Einkünfte aus Kapital-
vermögen grundsätzlich geltende Abgel-
tungsteuersatz von 25 % nicht gilt, wenn 
Kapitalerträge nach § 20 Abs. 2 Satz 1  
Nr. 7 EStG von einer Kapitalgesellschaft  
an einen Anteilseigner gezahlt werden, der 
zu mindestens 10 % an der Gesellschaft 
beteiligt ist (§ 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe 
c/cc EStG), unterliegt nur der Gewinn aus 
der Veräußerung der Zinsscheine dem Abgel-
tungsteuersatz, nicht aber der Gewinn bzw. 
Verlust aus der Veräußerung des Anleihe-
mantels an die GmbH. Dieser unterliegt 
dem allgemeinen Steuertarif, da der Kläger 
im Streitjahr 50 % der Anteile der GmbH 
gehalten hat (Finanzgericht Baden-Würt-
temberg, Urteil Az. 4 K 2907/17).

  Steuerermäßigung für Aufwen-  
  dungen für haushaltnahe Dienst-  
  leistungen durch Mieter  

Die Kläger wohnten in einer angemieteten 
Eigentumswohnung. Der Vermieter stellte 
ihnen mit der Nebenkostenabrechnung 
Aufwendungen für Treppenhausreinigung, 
Schneeräumdienst, Gartenpflege und für 
die Überprüfung von Rauchwarnmeldern in 
Rechnung. Hierfür begehrten sie die Steuer-
ermäßigung für haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen nach  
§ 35a EStG. Finanzamt und Finanzgericht 
lehnten dies ab.

Der Bundesfinanzhof gab hingegen den 
Steuerpflichtigen Recht. Der Steuerermäßi-
gung steht nicht entgegen, dass Mieter die 
Verträge mit den jeweiligen Leistungser-
bringern, z. B. dem Reinigungsunterneh-
men und dem Handwerksbetrieb, regel-
mäßig nicht selbst abschließen. Für die 
Gewährung der Steuerermäßigung ist 
ausreichend, dass die haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Handwerkerleistun-
gen dem Mieter zugutegekommen sind. 
Soweit das Gesetz zudem verlangt, dass 
der Steuerpflichtige für die Aufwendungen 
eine Rechnung erhalten hat und die 
Zahlung auf das Konto des Erbringers der 
Leistung erfolgt ist, genügt als Nachweis 
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auch eine Wohnnebenkostenabrechnung 
oder eine Bescheinigung, die dem von der 
Finanzverwaltung anerkannten Muster 
entspricht. Aus beiden muss sich aller-
dings Art, Inhalt und Zeitpunkt der Leistung 
sowie Leistungserbringer und Leistungs-
empfänger nebst geschuldetem Entgelt 
einschließlich des Hinweises der unbaren 
Zahlung ergeben. Nur bei sich aufdrängen-
den Zweifeln an der Richtigkeit dieser 
Unterlagen bleibt es dem Finanzamt oder 
im Klageverfahren dem Finanzgericht 
unbenommen, die Vorlage der Rechnungen 
im Original oder in Kopie vom Steuerpflich-
tigen zu verlangen. In diesem Fall muss 
sich der Mieter die Rechnungen vom 
Vermieter beschaffen (Bundesfinanzhof 
Urteil Az. VI R 24/20).

Hinweis: Diese Rechtsprechung gilt ent- 
sprechend für Aufwendungen der Woh-
nungseigentümer, wenn die Beauftragung 
für haushaltsnahe Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen durch die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft – regelmäßig ver- 
treten durch deren Verwalter – erfolgt ist.

  In Deutschland ansässiger und   
  bei Schweizer Arbeitgeber  
  angestellter Binnenschiffer –   
  Besteuerung des Arbeitslohns  

Wenn ein nur in Deutschland ansässiger 
Binnenschiffer auf dem Rhein bei einem 
Schweizer Arbeitgeber angestellt ist, steht 
laut Finanzgericht Baden-Württemberg 
Deutschland das Besteuerungsrecht für den 
Arbeitslohn zu, soweit der Binnenschiffer 
in Deutschland und anderen Drittstaaten 
außerhalb der Schweiz tätig war. In Deutsch-
land ist der Arbeitslohn nur für die Arbeits- 
tage steuerfrei zu stellen, an denen der 
Binnenschiffer seine Tätigkeit tatsächlich 
in der Schweiz ausgeübt hat. Ein ausschließ-
liches Besteuerungsrecht der Schweiz als 
Unternehmensstaat kann aus dem Doppel- 
besteuerungsabkommen mit der Schweiz 
(Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DBA-Schweiz und  
Art. 15 Abs. 3 Satz 2 DBA-Schweiz) nicht 
abgeleitet werden.

Der Umstand, dass die Schweizer Steuer-
verwaltung die Regelung des Art. 15 Abs. 3 
DBA-Schweiz anders auslegt und deshalb 
den gesamten Arbeitslohn des Klägers in 
der Schweiz besteuert, ist insoweit uner- 
heblich. Die dadurch ausgelöste Doppel-
besteuerung kann nur ggf. im Rahmen eines 
Verständigungsverfahrens (Art. 26 DBA- 
Schweiz) beseitigt werden (Finanzgericht 
Baden-Württemberg, Urteil Az. 1 K 446/21).

Hinweis: Diese Rechtsprechung ist grund- 
sätzlich auf andere Arbeitnehmer übertrag-
bar.

  Höhere Rente durch die  
  „Mütterrente“ – Anpassung des  
  steuerfreien Rententeils  

Die Erhöhung einer bereits laufenden gesetz-
lichen Altersrente durch einen Zuschlag an 
persönlichen Rentenentgeltpunkten für 
Kindererziehungszeiten („Mütterrente“) 
führt zu einer Anpassung des bisherigen 
steuerfreien Teils der Rente (Rentenfreibe-
trag). Hierbei bleiben zwischenzeitliche 
regelmäßige Rentenanpassungen außer 
Betracht. So entschied der Bundesfinanz-
hof (Az. X R 24/20 vom 14.12.2020).

  Umzug in neue Wohnung wegen  
  getrennter Arbeitszimmer für  
  Ehegatten – Umzugskosten als  
  Werbungskosten  

Umzugskosten können beruflich veranlasst 
sein, wenn der Umzug zu einer wesentli-
chen Erleichterung der Arbeitsbedingun-
gen führt. Eine solche Erleichterung kann 
(insbesondere während der Corona-Pande-
mie) auch anzunehmen sein, wenn ein 
Umzug erfolgt, um für jeden Ehegatten in 
der neuen Wohnung ein Arbeitszimmer 
einzurichten, damit diese im Homeoffice 
wieder ungestört ihrer jeweiligen Tätigkeit 
nachgehen können. So entschied das 
Finanzgericht Hamburg (Az. 5 K 190/22 
vom 23.02.2023).

Die Kläger hatten eine neue Wohnung mit 
genau zwei zusätzlichen Arbeitszimmern 
gesucht und ausgewählt. Die Einrichtung 

von zwei Arbeitszimmern ist angesichts 
der verschiedenen Arbeitsweisen der 
Kläger erforderlich für die (ungestörte) 
Ausübung der jeweiligen Tätigkeit. Die 
Wohnung weicht im Übrigen nicht derart 
von der bisherigen Wohnung ab, dass hier 
Anlass zur Annahme bestand, eine Erhö- 
hung des Wohnkomforts sei Anlass für  
den Umzug gewesen.

  Liegt bei einer Einzelinvestition   
  ein Steuerstundungsmodell vor?  

Wenn ein Steuerpflichtiger negative 
Einkünfte aus Kapitalvermögen durch die 
Beteiligung an einer Gesellschaft im Wege 
einer sog. Einzelinvestition erzielt, erfor- 
dert das Ausnutzen einer modellhaften 
Gestaltung zur Verlusterzielung aufgrund 
eines vorgefertigten Konzepts, dass er sich 
bei der Entwicklung der Geschäftsidee, der 
Vertragsgestaltung und der Vertragsumset-
zung wie ein passiver Kapitalanleger 
verhält.

Ein Steuerstundungsmodell i. S. des § 20 
Abs. 2b Satz 1 i. V. m. § 15b Abs. 1 EStG ist 
anzunehmen, wenn aufgrund einer modell- 
haften Gestaltung steuerliche Vorteile in 
Form negativer Einkünfte erzielt werden 
sollen. Dies ist der Fall, wenn dem Steuer- 
pflichtigen aufgrund eines vorgefertigten 
Konzepts die Möglichkeit geboten werden 
soll, zumindest in der Anfangsphase der 
Investition Verluste mit übrigen Einkünften 
zu verrechnen. Dabei ist es ohne Belang, 
auf welchen Vorschriften die negativen 
Einkünfte beruhen. So der Bundesfinanz-
hof in einer aktuellen Entscheidung 
(Bundesfinanzhof Az. VIII R 10/19 vom 
16.03.2023).

Hinweis: Verluste im Zusammenhang mit 
einem Steuerstundungsmodell dürfen 
nicht mit anderen Einkünften verrechnet 
werden, sondern lediglich mit zukünftigen 
Gewinnen aus derselben Einkommens-
quelle



UPDATE MAGAZINSeite 6

  Online-Pokerspiel:   
  Gewinne können der Einkommen-  
  steuer unterliegen  

Ein Mathematikstudent hatte im Jahr 2007 
mit dem Online-Pokerspiel in der Variante 
„Texas Hold‘em/Fixed Limit“ begonnen. 
Ausgehend von zunächst kleinen Einsätzen 
und Gewinnen steigerte er seine Einsätze 
allmählich. Auch seine Gewinne stiegen 
mit der Zeit erheblich an. Im Streitjahr 
2009 erzielte er aus dem Online-Poker-
spiel bereits einen Gewinn von über 
80.000 Euro, der in den Folgejahren weiter 
anstieg. Allein im Zeitraum von Juli bis 
Dezember 2009 belief sich seine registrier-
te Gesamtspielzeit auf 673 Stunden. Das 
Finanzgericht hat den Sachverhalt dahin- 
gehend gewürdigt, dass der Kläger ab 
Oktober 2009 gewerblich tätig gewesen 
sei und demzufolge der in den Monaten 
Oktober bis Dezember 2009 erzielte 
Gewinn von gut 60.000 Euro der Einkom-
mensteuer unterliege.

Der Bundesfinanzhof bestätigte dies und 
entschied, dass auch Gewinne aus dem 
Online-Pokerspiel als Einkünfte aus Gewer- 
bebetrieb der Einkommensteuer unterlie-
gen können. Er knüpfte dabei an frühere 
Entscheidungen zum Pokerspiel in Form 
von Präsenzturnieren und in Casinos an. 
Danach ist Poker in einkommensteuer-
rechtlicher Hinsicht kein reines Glücks-
spiel, sondern auch durch Geschicklich-
keitselemente gekennzeichnet. Dies gilt 
auch beim Online-Poker, selbst wenn dort 
kein persönlicher Kontakt zu den Mitspielern 
möglich ist. Allerdings unterliegt – unab-
hängig von der Form des Pokerspiels –  
nicht jeder Pokerspieler der Einkommen-
steuer. Für Freizeit- und Hobbyspieler 
handelt es sich weiterhin um eine private 
Tätigkeit, bei der Gewinne (und auch Ver- 
luste) keine steuerliche Auswirkung haben. 
Wenn jedoch der Rahmen einer privaten 
Hobbytätigkeit überschritten wird und es 
dem Spieler nicht mehr um die Befriedi-
gung seiner Spielbedürfnisse geht, son- 
dern um die Erzielung von Einkünften, ist 
sein Handeln als gewerblich anzusehen. 
Maßgebend ist die strukturelle Vergleich-

barkeit mit einem Gewerbetreibenden bzw. 
Berufsspieler, z. B. die Planmäßigkeit des 
Handelns, die Ausnutzung eines Marktes 
oder der Umfang des investierten Geld- 
und Zeitbudgets (Bundesfinanzhof, Urteil 
Az. X R 8/21).

  Einräumung eines Wohnungs-  
  rechts zu Lebzeiten – Schenkung  
  auf den Todesfall  

Wenn der Wohnungseigentümer dem 
Beschenkten unentgeltlich ein Wohnungs-
recht (Mitnutzungsrecht) und für die Zeit 
nach seinem Ableben ein persönliches 
Wohnungsrecht einräumt und werden 
beide zu seinen Lebzeiten im Grundbuch 
eingetragen, so handelt es sich hinsichtlich 
des Wohnungsrechts um eine Schenkung 
auf den Todesfall. So entschied das 
Finanzgericht Hamburg (Az. 3 K 153/22 
vom 15.03.2023).

Die Besonderheit der Schenkung auf den 
Todesfall besteht in der vertraglichen 
Abrede, dass die gewollte Vermögensbe-
wegung (endgültig) erst mit oder nach  
dem Tod des Zuwendenden eintreten soll. 
Diese Abrede enthält eine Befristung und 
zugleich eine Bedingung: Die Zuwendung 
ist bis zum Ableben des Zuwendenden 
hinausgeschoben, tritt aber auch mit 
diesem (nur zeitlich ungewissen) Ereignis 
nur ein, wenn er zu diesem Zeitpunkt noch 
lebt. Eine Schenkung unter Überlebensbe-
dingung ist auch dann eine Schenkung im 
Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 ErbStG, 
wenn die Rechtsfolgen des Erfüllungsge-
schäftes mit dem Tode des Schenkers 
ohne weitere Rechtshandlungen eintreten. 
Dies ist hier der Fall gewesen.

  Schenkungsteuer für in Ehevertrag  
  vereinbarte Ausgleichsleistung  
  für Verzicht auf bürgerlich-  
  rechtliche Scheidungsfolgen?  

Die Gegenleistung, die ein Ehegatte dafür 
erhält, dass er im notariellen Ehevertrag 
auf Zugewinnausgleich, Versorgungsaus-
gleich, nachehelichen Unterhalt und 
Ansprüche aus Hausratsteilung verzichtet, 

stellt eine freigebige Zuwendung dar. Der 
Verzicht ist eine Gegenleistung, die nicht 
in Geld veranschlagt werden kann. Die 
Besteuerung der Zuwendung greift nicht in 
den Schutzbereich von Art. 6 Abs. 1 GG 
(Schutz der Ehe) ein. So entschied das 
Finanzgericht Hamburg (Az. 3 K 136/19).

Gegen die Entscheidung wurde Revision 
beim Bundesfinanzhof eingelegt (Az.: II R 
48/21).

  Begriff der „verdeckten  
  Gewinnausschüttung (vGA)“  
  im Steuerrecht  

Unter einer verdeckten Gewinnausschüt-
tung (vGA) versteht man eine Vermögens-
minderung oder verhinderte Vermögens-
mehrung bei einer Körperschaft, die durch 
das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist, 
sich auf die Höhe des Unterschiedsbetrags 
i. S. d. § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG (Gewinn oder 
Verlust) auswirkt und nicht auf einem den 
gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
entsprechenden Gewinnverteilungsbe-
schluss beruht. Die vGA hat danach ihre 
Quelle bei einer Kapitalgesellschaft, an 
der der Empfänger der vGA – oder eine ihm 
nahestehende Person – beteiligt ist. Sehr 
häufig hat ein Gesellschafter außer seiner 
reinen Gesellschafterstellung weitere 
geschäftliche Beziehungen zu seiner Betei-
ligungsgesellschaft. Dies kann die Stellung 
als angestellter Geschäftsführer sein, die 
Vermietung von Grundstücken an die 
Gesellschaft, der Verkauf von Produkten 
zur Weiterverarbeitung bei der Gesell-
schaft oder auch die Gewährung von 
Darlehen.

In allen diesen Fällen ist es zur Vermeidung 
einer vGA zunächst wesentlich, dass bei 
diesen Geschäftsbeziehungen Verträge wie 
zwischen Fremden abgeschlossen werden, 
dann werden entsprechende Vereinbarun-
gen auch steuerlich anerkannt. Insbeson-
dere wenn der Gesellschafter durch die 
Höhe seiner Beteiligung eine beherr-
schende Stellung einnimmt, darf ihm die 
Gesellschaft keine Vorteile einräumen, die 
ein ordentlicher und gewissenhafter 



DORNBACH GMBH Seite 7

Kaufmann einem nicht gesellschaftlich 
Beteiligten nicht gewährt hätte. 

Das Finanzamt prüft danach im 1. Schritt 
das Bestehen eines entsprechenden 
zivilrechtlichen Vertrages und im 2. Schritt 
die Angemessenheit der dafür von der 
Kapitalgesellschaft geleisteten Vergütung. 
Wird gegen eine dieser Voraussetzungen 
verstoßen, liegt eine vGA vor. Diese liegt  
z. B. bei einem fehlenden Geschäftsführer-
vertrag in Höhe der gesamten Vergütung 
vor, bei einer unangemessenen Vergütung 
in Höhe des unangemessenen Anteils. 
Handelsrechtlich ist die Vergütung trotz- 
dem in voller vereinbarter Höhe zu verbu- 
chen. Sie wird seitens der Gesellschaft 
schließlich geschuldet, dann aber außer- 
halb der Bilanz im Rahmen der steuerlichen 
Einkommensermittlung dem Gewinn 
wieder hinzugerechnet. Diese Zurechnung 
gilt dann auch automatisch für die 
Gewerbesteuer.

Die Notwendigkeit einer zivilrechtlich 
wirksamen Vereinbarung erfordert einen 
vor der Leistung abgeschlossenen klaren 
und eindeutigen Vertrag, der dann auch 
entsprechend durchgeführt werden muss. 
Es kann z. B. einem Gesellschafter-Ge-
schäftsführer nicht wirksam eine Tantieme 
gewährt werden, selbst wenn diese üblich 
und angemessen wäre. Ohne eine Verein- 
barung ist diese auch keine angemessene 
Vergütung, sei es z. B. für ein überlassenes 
Grundstück oder ein gewährtes Darlehen, 
eine abzugsfähige Betriebsausgabe der 
Gesellschaft, sondern eine vGA.

Die Hinzurechnung der vGA zum Einkom-
men der Gesellschaft hat bei dem Gesell- 
schafter zur Folge, dass sie bei der Auszah- 
lung an ihn als Einnahme aus Kapitalver-
mögen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG zu 
versteuern ist. Das bedeutet, dass im 
Zeitpunkt des Zuflusses von der Zahlung 
die Kapitalertragsteuer von 25 % einbehal-
ten und abgeführt werden muss. Mit 
diesem Abzug ist die Einkommensteuer 
des Gesellschafters abgegolten, wenn er 
keinen Antrag auf „Günstigerprüfung“ 
stellt. Dieser Antrag ist aber bei einer vGA 

nicht möglich, wenn der Gesellschafter zu 
10 % oder mehr an der Gesellschaft be- 
teiligt ist. Bei einer Beteiligung ab 25 % 
oder 1 % und gleichzeitiger beruflicher 
Tätigkeit für die Gesellschaft unterliegt die 
vGA dem normalen tariflichen Steuersatz 
ohne Abgeltungswirkung.

  Kochevent als betriebliche  
  Weihnachtsfeier: Vorsteuerabzug  
  bei einer Betriebsveranstaltung  

Wenn ein Unternehmer Leistungen für sog. 
Betriebsveranstaltungen (hier: Weih-
nachtsfeier) bezieht, ist er nur dann zum 
Vorsteuerabzug berechtigt, wenn diese 
nicht ausschließlich dem privaten Bedarf 
der Betriebsangehörigen dient, sondern 
durch die besonderen Umstände seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeit bedingt sind. Der 
Vorsteuerabzug für sog. Aufmerksamkeiten 
(Freigrenze von 110 Euro je Arbeitnehmer 
und Kalenderjahr) richtet sich nach der 
wirtschaftlichen Gesamttätigkeit des 
Unternehmers. Die Kosten des äußeren 
Rahmens einer Betriebsveranstaltung sind 
jedenfalls dann in die Berechnung der  
110 Euro-Freigrenze einzubeziehen, wenn 
es sich um eine einheitliche Leistung 
handelt.

Dient eine Betriebsveranstaltung lediglich 
dazu, das Betriebsklima durch gemeinsa-
me Freizeitgestaltung zu verbessern, liegt 
laut Bundesfinanzhof ein ausschließlicher 
Zusammenhang der für den Betriebsaus-
flug bezogenen Leistungen zum privaten 
Bedarf des Personals und damit zu einer 
Entnahme nach § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG vor, 
die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
Die streitgegenständliche Weihnachtsfeier 
war nicht auf den Verzehr von Speisen und 
Getränken in festlichem Rahmen beschränkt, 
sondern erfolgte im Rahmen eines „Koch- 
events“, bei dem die Teilnehmer unter 
Anleitung von professionellen Köchen das 
gemeinsame Abendessen selbst zubereite-
ten. Derartige „Teambuilding-Events“ sind 
allgemein dafür bekannt, dass sie die 
Leistungsfähigkeit und -bereitschaft der 
Mitarbeiter in der jeweiligen Abteilung und 
zwischen den verschiedenen Abteilungen 

verbessern können und sollen. Die Teil- 
nehmer arbeiten an einem gemeinsamen 
Ziel, lernen sich dabei besser kennen und 
entwickeln so ein Gefühl der Zusammen-
gehörigkeit, das zur Verbesserung des 
Betriebsklimas führen kann (Bundesfi-
nanzhof, Az. V R 16/21 vom 10.05.2023).
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  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 0
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Saarbrücken · 
Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

Donnerstag, 28. September 2023, 14.00 – 16.30 Uhr
ALTERSTEILZEIT – EIN MODELL FÜR DEN GLEITENDEN ÜBERGANG IN DEN RUHESTAND ERFREUT SICH WIEDER NEUER BELIEBTHEIT

Referentin: Dipl.-Krankenkassenbetriebswirtin Melanie Guttmann, Rentenberaterin bei DORNBACH
Das Altersteilzeitgesetz ermöglicht älteren Arbeitnehmern einen gleitenden Übergang vom Erwerbsleben in die Altersrente. Vor- aber 
auch Nachteile sowohl für den Arbeitnehmer als auch das Unternehmen, werden wir Ihnen in unserem Seminar erläutern. Grundsätze 
der Altersteilzeit werden dabei ebenso dargestellt, wie Besonderheiten auf die Arbeitnehmer und Unternehmer zu achten haben. Ab-
schließend werden wir Ihnen noch die Auswirkungen auf die Rentenhöhe anhand eines Beispielfalls erläutern sowie die Kosten und 
deren steuerrechtliche Auswirkungen auf unternehmerischer Seite darstellen.

Dienstag, 17. Oktober 2023, 14.00 – 16.30 Uhr
MODERNE INTERNATIONALE UNTERNEHMENSAUFSTELLUNG

Referent: Dipl.-Finanzwirt Michael Samson, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH Transfer Pricing GmbH 
Moderne internationale Unternehmensaufstellung – Tipps & Tricks für die steuerliche und verrechnungspreistechnische Compliance 
der multinationalen Wertschöpfungsketten und Kommando-/ Reportingstrukturen von international tätigen Unternehmen
Detaillierte Inhalte zum Online-Seminar folgen in Kürze.

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 


